
47 Jder Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

11. 6. 1958. 

/ Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom , mit dem 
das Ziviltechnikergesetz abgeändert und er­

gänzt wird. 

Der Nationalrat hat besdIlossen: 

Art,ikel I. 

Das Ziviltechnikergesetz, BGBl. Nr. 146/1957, 
wird abgeändert und ergänzt wie folgt: 

1. Im § 11 Ahs. 4 ist das, Wort "zehnjährigeri" 
dut"ch das Wort "fün,[jährigen" zu ersetzen. 

2. Der § 31 hat zu lauten: 

,,§ 31. (1) Die vor InJuafttreten dieses Bundes­
gesetzes erteilten Befugnisse bleiben als Befug­
nisse im Sinne ,der zur Zeit der Befwgni'Serteitung 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen und mit 
alLfälligen Erweiterungen des BeredItigungsum­
fanges gemäß diesem Bundesgesetz weiter in' 
Geltung. 

(2) Die an der Fa,chklasse für Architektur der 
ehema'ligen Reichshochschule für angewandte 
Kunst in Wien und späteren Hochschule für an­
gewandte Kunst ~bgeschlos!senen Studien wer­
den als Studiennachweis gemäß § 9 Abs. 1 Lit. a 
anerkannt. 

(3) Inhabern von Amtsbescheinigungen und 
Opferausweisen nach dem. Opferfürsorgegesetz 
sowie Kriegsteilnehmern und DienstverpflidIte­
ten des zweiten Weltkrieges, die sich bis Ende 
des Jahres 1960 um eine Bdugnis bewerben, 
kann bei Zutreffen der Isonstigen Voraussetzun­
gen eine Verkürzung der gemäß § 10 Abs. 1 vor­
geschriebenen praktJis,chen Verwendung um die 
glaubhaft nachgewiesene Zeit der Behinderung, 
jedoch um höchstens zwei Jahre ,durch die Ver­
leihungsbehörde gewährt werden. 

(4) Bewerber um die Befugnis eines Ingenieur­
konsulenten für Vermessungswesen, die vor dem 
16. Juli 1928 in den Bundesvermessungsdienst 
aufgenommen worden sind und die Fachprüfung 
für den höheren Vermessungsdienst ni,cht nadI­
weisen können, sind von der Prüfung gemäß 
§ 11 Abs. 3 Lit. abis c dann befreit, wenn sie 
eine praktische Verwendung im Bundesvermes­
sungdi(:nst in der Dauer von mindestens zehn 
Jahren nachzuweisen vermögen. 

(5) Bewerber um die Befugnis e,ines Ingenieur­
konsulenten für Landwirtschaft oder eines In­
genieurkonsulenten oder Zivilingenieur'S für 
Forstwirtschaft oder für Kuhurtechnik, die vor 
dem 12. Juni 1930 in den höheren tedInischen 
Agrardienst eingetreten sind und die Fachprüfung 
für den höheren technischen Agrardienst nicht 
nachweisen können; sind von der Prüfung gemäß 
§ 11 Abs. 3 lit. abis c dann befreit, wenn sie 
eine praktische Verwendung im höheren tech­
nischen Agrardienst in der Dauer von mindestens 
zehn Jahren n~chzuweis,en vermögen. 

(6) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes in Verwendung stehenden Siegel 
sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes der Ingenieurkammer zur 
überprüfung vorzulegen. Na,ch diesem Zeitpunkt 
dürfen nur Siegel verwendet werden, die den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen. 

(7) Die auf Grund der Ausnahmebestimmungen 
der Verordnung BGBl. Nr. 61/1937 in der Zeit 
vom 13. März 1938 bis 27. April 1945 erteilten 
NachsidIten gelten nicht als Nachsichten im Sinne 
dies,es Bundesgesetzes. . 

(8) Personen, weldI,e seit 1. Jänner 1956· selb­
ständig und hauptberuHich, jedoch ohne Befug­
nis, auf dem Gebiete der Architektur-und des 
Hochbaues praktioch tätig sind und die Voraus­
setzungen für die Verleihung der Befugnis eines 
ArdIitekten mit Ausnahme des Nacltweises der 
im § 8 lit. bund c festgelegten Erfol'dernisse 
erfüllen, hat das Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau nach Einholung eines Gut­
achtens der zuständigen Ingenieurkammer die 
Weiterführung ihrer Täti.gkeit bi!> zur Erlangung 
der Befugnis, längstens jedoch bis 30. Juni 1961, 
Zu bewilligen. Um die Bewilligung zur Weiter­
führung dieser Tätigkeit ,ist in sinngemäßer An­
wendung der Bestimmungen des § 15 Abs. 2 in­
nerhalb von drei Monaten ab . . . . . . . . . . 
anzusuchen, wO'bei die hisherige Berufstätigkeit 
vom ß.ewetber na,chzuwersen ist. Die selbständige 
und hauptberufliche Tätigkeit dieser Personen 
ist bei son9tiger Eignung einer praktis,chen Betä­
tigung im Sinne des § 10 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a 
glei.chzuhal ten. 

(9) Das Bundesministeriium für Handel und 
Wiederaufbau hat nach Einholung des Gutachtens 
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der' zuständigen Ingenieurkammer und des vom 
Bundesministerium für Handel und Wiederauf­
bau bestellten Beirates Bewerbern um die Befug­
nis eines' Armitekterr die Nachsimt der vorge­
schriebenen Famstudien (§ 9 Abs. 1 lit. a) und 
die NachS'icht von einzelnen oder allen vor­
gesmriebenen Prüfungsgegenstän~en (§ 11 Ahs: 3 
lit. abis d) zu erteilen, wenn dte Bewerber 1m 
Zeitpunkte des Ansuchens seit mindestens z~hn 
Jahren auf dem Gehiete ~er Ba~unst prakns.ch 
tätig waren und homwertJge Lelstungen ~uf dle­
sem Gebiete namweisen können. Der Belrat be­
steht aus einem Professor der Studienrichtung 
Architektur einer technischen Hochschule, einem 
Leiter einer Meisterschule für Architektur an der 
Akademie der hildenden Künste in Wien, einem 
Leiter einer Meisterklasse für Architektur an der 
Akademie für angewandte Kunst in Wien und 
zwei Architekten als· Vertretern der Ingenieur­
kammern. Die Professoren werden im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium für Unter­
richt bestellt. Um die Bewilligung dieser Nach­
sichten ist in sinngemäßer Anwendung der Be­
stimmungen des § 15 Abs. 2 innerhalb von drei 
Monaten ab ......... anzusuchen. 

(10) Personen, welche die im Abs. 9 vorgeschrie­
bene :z;ehnjährige praktische Betätigung nicht 
nachweisen könIllen, aber am 8. Juli 1957 ohne 
Befugnis selbständig und hauptberuflich auf d~m 
Gebiete der Architektur und des Hochbaues mm­
destens seit 1. Jänner 1951 tätig waren, hat das 
Bundesministerium für Handel und Wiederauf­
bau die Bewilligung zur Weiterführung ihrer 
Tätigkeit bis zur Erlangung der angestrebten 
Befugnis, längstens jedoch bis 30. Juni 1961, .zu 
erteilen, wenn ihre bisherigen Leistungen eme 
Gewähr bieten, daß bis zu diesem Zeitpunkt die 
VorallSSetzungen des Abs. 9 erfüllt werden. Um 
die BewiUigung zur Weiterführung ihrer Tätig­
keit haben die Bewerber in sinngemäßer An­
wendung der Bestimmungen des § 15 Abs. 2 
innerhatb von drei Monaten ab . . . . . . . . . 
anzusuchen, wobei die brsherige Berufstätigkeit 
vom Bewerber na,chzuweisen ist. Vor der Be­
wil1igung sind Gutachten der zuständi.gen In­
genieurkammer und des Beirates (Abs. 9) einzu­
holen. Um die Erteihmg der Befugnis eines Ar­
chitekten gemäß Abs,; 9 ist nach Erbringung des 
Nachweises der vorgeschr,iebenen zehnjährigen 

praktischen . Betätigung, längstens jedoch bis 
30. Juni 1961, anzusuchen. 

(11) Personen, denen eine Bewilligung nach 
Abs. 8 oder 10 erteilt worden ist, sind verpflich­
tet, bei ihrer Tätigkeit die Standes,regeln der Ar­
chitekten (§ 24) einzuhalten. 

(12) Personen, die am 8. Juli 1957 selbständig 
eine Tätigkeit auf dem Gebiete der A.rchitektl~r 
und des Hochbaues ausgeübt haben, Jedoch dle 
Voraussetzungen für die Verleihung der Befug­
nis eines Architekten seIhst unter Ber:\icksichti­
gung der Bestimmungen dler Abs. 8 bis 10 nicht 
erfüllen hat das Bundesministerium für Handel 
und Wi~deraufbau auf Ansuchen die Bewilligung 
zu erteilen ihre Tätigkeit zum Zwecke der Be­
endigung der bereits übernommenen Aufträge, 
längstens aber bis 8. Juli 1959, weiterzu.fü~ren. 
Um die BewiliJigun:g zur Weiterführung lhrer 
Tätigkeit ist in sinngemäßer Anwendung der Be~ 
stimmungen des § 15 Abs. 2 innerhalb von drel 
Monaten ab . . . . . . . . . . . .. anzusuchen, 
wobei die zu erfüllenden Aufträge namzuweisen 
sind. 

(13) Physische Perso'nen, welche bis zum 31. De­
zember 1952 eine Konzession gemäß § 15 Abs. 1 
Z. 6 GewO. für das Baumeisteligewerbe erlangt 
haben und im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes tatsächlich ausüben, können~ inso­
fern sie einer Ingenieurkammer nicht angehören, 
den Titel "Ar,chitekt" während des Bestandes 
ihrer Gewerbeberechtigung weiterführen,. Das­
selbe gilt für physis,che Personen, die eine Kon­
zession gemäß § 15 Abs. 1 Z. 6 GewO. für das 
Brunnenmeister-, Maurer-, Steinmetz- oder Zim­
mermarrnsgewer'beerlangt hahen, je.dom unter 
der V oraUJSsetzung, daß diese Konzessionsinhaber 
bis zum 31. Dez·emher 1952 den Titel Architekt 
nachweisbar geführt und mindestens die Reife­
prüfung an einer Bund~sgewerbes:chule,. höhere 
Abteilung für Hochbau, m österreIch mlt Erfolg 
abgelegt haDen. Die gesetzHche Befu~nis eines 
Architekten ist mit diesem Titel mcht ver-
bunden." 

Artikel 11. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset~es ist 
das Bundesministerium für Handel und Wleder­
aufbau betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen. 

Im allgemeinen wird bemerkt, daß die vor­
liegende Abänderung des Ziviltechnikergesetzes 
die geltenden Bestimmungen des § 31 .Albs. 1, 2, 
4, 5, 6 und 7.nicht berührt. Der übersichtlichkeit 
halber wurde der § 31 in seiner Gänze einschließ­
lich der unberührt gebliebenen Rechtsvor­
schriften aufgenommen. 

Im besonderen wird bemerkt: 

Zu§ 11 Abs. 4: 

Die ursprünglich im § 8 lit. b geforderte 
siebenjährige praktische Betätigung wurde im 
Ziviltechnikergesetz auf fünf Jahre her:Vbgesetzt. 
Es liegt nunmehr kein Anlaß vor, von dem in 
§ 11 Abs. 4 des Ziviltechnikergesetzes genannten 
Personenkreis eine mehr als fünf jährige prak­
tische Betätigung Zu verlangen. 

Durch die Nachkriegsverhältnisse bedingt, be­
stehen Büros, deren Inhaber ohne Befugnis 
selbständig Arbeiten auf dem Gebiete der Archi­
tektur und des Hochbaues ausführen. Um diesen 
selbständig und hauptberuflich Tätigen, soweit 
.sie die Eignung dazu besitzen, den übergang zur 
Erlangung der Befugnis eines. Architekten zu 
ermöglichen, ohne daß diese zwischenzeitig ihre 
Berufstätigkeit aufgeben müssen, sollen weit­
gehend für ·diese Gruppen befriedigende Aus­
nahmen ermöglicht werden und zwar: 

Zu § 31 Abs. 8: 

Dieser hier erfaßte Personenkreis erbringt den 
Befähigungsnachwei.s gemäß § 8 lit. ades Zivil­
technikergesetzes, das ist' die Zurücklegung der 
Fachstudien, hingegen nicht die in lit. b gefor­
derte praktische Betätigung in der vorgeschrie­
benen Art und Dauer. Die Berufsausübung des 
Architekten war jedoch schon vor dem Inkraft­
treten des Ziviltechnikergesetzes auf Grund der 
Bestimmungen der ehemaligen Ziviltechniker­
verordnung, RGBl. Nr. 77/1913 in der Fassung 
der Verol'dnung BGBl. Nr. 61/1937, an den 
Besitz der Befugnis gebunden. Es soll nun in 
allen Fällen, in denen die fachlichen Fähigkeiten 
zur Ausübung des Architektenberufes weitgehend 
vorhanden sind, aus wirtschaftlichen Erwägunget: 

die Weiterführung der selbständigen Tätigkeit so 
lange ermöglicht werden, bis' die betreffenden 
Personen die Befugnis eines Architekten erwor­
ben haben. Bemerkt wird, daß diejenigen Per­
sonen, die sich ohne die Befugnis eines Architek­
ten und ohne vorangegangener Angestellten­
praxis selbständig betätigt haben, sich dadurch 
wesentliche wirtschaftliche Vorteile gegenüber 
den Personen verschafft haben, die nach dem 
Studium ordnungsgemäß die im Gesetz vorge­
schriebene Angestelltenpraxi's zurückgelegt haben. 
Um eine zu krasse Ungerechtigkeit gegenüber 
diesen Personen zu vermeiden, haben die Aus­
nahmewerrber ihre selbstandige und hauptberuf­
liche Tätigkeit auf dem Gebiete der Architektur 
und des Hochbaues zumindest seit 1. Jänner 1956 
nachzuweisen, so daß sie die Befug~is bis 30. Juni 
1961 erhalten können. Demnach soll diese Be­
günstigung nur jenen Bewerbern gewährt wer­
den, die bei Erlassung des Ziviltechnikergesetzes 
zumindest seit 1. Jänner 1956 tätig waren und 
bis 31. Dezember 1960 ihre Praxis vollendet 
haben. Die weitere Halbjahresfrist (bis 30. Juni 
1961) ist für die Erledigung der Befugnis­
ansuchen vorgesehen. 

Zu Abs. 9: 

Personen, welche die erforderlichen Studien 
gemäß § 8 lit. ades Zivi!technikergesetzes nicht 
absolviert haben, wird die Nachsicht der vor­
geschriebenen Studien' auf Grund einer zehn­
jährigen, mit hochwertigen Leistungen verbun­
denenTätigkeit auf dem Gebiete der Architek­
tur und des Hochbaues dann erteilt, wenn der 
vom Bundesministerium für Handel und Wie­
deraufbau bestellte Beirat nach Prüfung der bis­
herigen Leistungen die Eignung der Bewerber 
für die Erteilung der Befugnis eines Architekten 
ausspricht. 

Zu Abs. 10: 

Diese Bestimmung umfaßt jene Personen, 
welche die erforderlichen Studien nicht absolviert 
haben und die zehnjährige Tätigkeit auf dem 
Gebiete der Architektur und des Hochbaues 
gemäß Ahs. 9 noch nicht zur Gänze nachweisen 
können. Diese Bewerber müssen .mindestens seit 

473 der Beilagen VIII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 4

www.parlament.gv.at



4 

1. Jänner 1951 praktisch tätig gewesen sein und 
bisher hochwertige Leistungen auf dem Gebiete 
der Architektur und des Hochba~es gezeigt 
haben, daß der Nachweis einer derartigen prak­
tischen Betätigung im Ausmaß von zehn Jahren 
bis längstens 31. Dezember 1960 angenommen 
werden kann. Sie haben daher um die Bewilli­
gung zur Weiterführung ihrer Tätigkeit anzu­
suchen, wobei die bisherige Berufstätigkeit vom 
Beirat und den zuständigen Ingenieurkammern 
begutachtet wird. Nach Erlangung der vorge­
schriebenen praktischen Betätigung haben die 
Bewerber gemäß Abs. 9 beim Bundesministerium 
für Handel und Wiederaufbau, jedoch längstens 
bis 30. Juni 1961, um die Befugnis eines Archi­
tekten anzusuchen. 

Zu Abs. 11: 

Den AusnahmeweI'bern gemäß Abs. 8 oder 
Abs. 10 wird die Weiterführung ihres Betriebes 
bis zur Erlangung der Befugnis vom Bundes­
ministerium für Handel und Wiederautbau be­
willigt. Da diese Bewerber während dieser Zeit 
die Tätigkeit eines Architekten ausüben, sind sie 
zur Einhaltung der Standesregeln der Architek­
ten (§ 24) verpflichtet. 

Zu Abs. 12: 

In jenen Fällen, in denen die entspreche?den 
Fachstudien und Befähigungen nicht nachgeWIesen 
werden können und die Befugnis eines Architek­
ten in der vorgeschriebenen Zeit nicht erlangt 
werden kann, soll zufolge mangelnder Eignung 
eine Weiterführung der Tätigkeit nicht gestattet 
werden. Um diesen Personenkreis wirts·chaftlich 
nicht zu schädigen, wird über Ansuchen vom 
Bundesministerium für Handel und Wiooerauf­
bau die Bewilligung zur Beendigung ihrer Tätig­
keit und der bereits begonnenen Arbeiten bis 
längstens 8. Juli 1959 erteilt. Die Erteilung dieser 
Bewilligung durch das' Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau ist notwendig, um 
eine Kontrolle dieser tatsächlich bestehenden 
Büros .zu ermöglichen. 

Zu Abs. 13: 

Durch diese Ergänzung soll verhindert werden, 
daß Mitglieder der Ingenieurkammern (Zivil­
ingenieure für Hochbau), welche die Baumeister­
konzession besitzen, diese übergangsbestimmung 
für sich anwenden, da die Berufsbezeichnung 
Architekt ausschließlich den Mitgliedern der 
Architekten-Sektion vorbehalten ist. 
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